
Stellungnahme des Bundesverbandes Digitalpublisher und Zeitungsverleger e.V. 
(BDZV) und des Medienverbandes der freien Presse (MVFP) zum Entwurf eines 

Gesetzes zur Stabilisierung der Beitragssätze in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz) 

Diese Stellungnahme bezieht sich im Wesentlichen auf Nr. 63 des Entwurfes: 

„§ 249b Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 

„Der Arbeitgeber einer Beschäftigung nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches 
hat für Versicherte, die in dieser Beschäftigung versicherungsfrei oder nicht 
versicherungspflichtig sind, auf das aus dieser Beschäftigung erzielte Arbeitsentgelt einen 
Beitrag unter Anwendung des allgemeinen Beitragssatzes nach § 241 zuzüglich des 
durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes nach § 242a zu tragen.“ 

Einleitende Anmerkung 

Wir möchten darauf hinweisen, dass der BDZV und der MVFP vom Bundesministerium 
für Gesundheit nicht am extrem kurzfristigen Anhörungsverfahren 
(Stellungnahmemöglichkeit innerhalb von zwei Werktagen) beteiligt wurden. Der 
Gesetzentwurf hat uns über Dritte erst am späten Abend des 16. April 2024 erreicht, 
wodurch sich die Stellungnahmefrist noch verkürzt hat. Es wäre denkbar, dass bei der 
Erstellung des Entwurfes und der Versendung der Einladung zur Stellungnahme im 
Ministerium nicht die besondere Betroffenheit der Pressebranche bewusst war.  

Bedeutung der Presse für die Demokratie und verfassungsrechtlicher Schutz 

Eine freie, unabhängige und flächendeckend verfügbare Presse ist ein tragender Pfeiler 
der demokratischen Ordnung in Deutschland. Sie gewährleistet Meinungsvielfalt, 
informiert die Bevölkerung und ermöglicht politische Teilhabe. Diese herausragende 
Funktion wird durch Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG besonders geschützt. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in ständiger Rechtsprechung betont, dass nicht nur 
die redaktionelle Tätigkeit, sondern auch die organisatorischen und wirtschaftlichen 
Voraussetzungen der Presse – einschließlich des Vertriebs – unter dem Schutz der 
Pressefreiheit stehen. Auch die Zustellung gedruckter Presse ist damit integraler 
Bestandteil der verfassungsrechtlich geschützten Presseinfrastruktur. Eingriffe in diese 
Infrastruktur sind daher besonders sensibel zu bewerten. Im Bereich der Zustellung, 
aber auch darüber hinaus ist die Pressebranche von der oben dargestellten Regelung 
negativ betroffen. 

 

 



Besondere Rolle geringfügiger Beschäftigung in der Pressezustellung 

Die Zeitungszustellung ist durch strukturelle Besonderheiten geprägt. Die Zustellung 
erfolgt in einem sehr engen Zeitfenster in den frühen Morgenstunden – typischerweise 
zwischen 3:30 Uhr und 6:00 Uhr. Dieses Zeitfenster lässt faktisch kaum klassische 
sozialversicherungspflichtige Voll- oder Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse zu. 

Das Einkommen aus der Zustellung ist in der Regel ein Zuverdienst, etwa für 
Rentnerinnen und Rentner, Studierende oder Erwerbstätige mit Hauptbeschäftigung. 
Entsprechend wird die Tätigkeit überwiegend im Rahmen geringfügiger 
Beschäftigungsverhältnisse ausgeübt. 

Minijobs sind damit keine atypische, sondern die systembedingt notwendige 
Beschäftigungsform im Bereich der Pressezustellung. Sie sichern überhaupt erst die 
flächendeckende Zustellung und damit die Versorgung der Bevölkerung mit 
Presseerzeugnissen, insbesondere auch im ländlichen Raum. 

Grundsätzliche Bewertung des geplanten Vorhabens 

Die geplante Anhebung des pauschalen Krankenversicherungsbeitrags für 
geringfügige Beschäftigungsverhältnisse von derzeit 13 auf dann mehr als 17 Prozent 
bedeutet eine erhebliche Mehrbelastung für Arbeitgeber. Dass der Gesetzesentwurf 
diese Mehrbelastung in Milliardenhöhe als „moderat“ bezeichnet, ist zumindest 
irritierend.  

Es ist zudem zu erwarten, dass die zusätzlichen Kosten, soweit möglich, an die 
Verbraucher weitergegeben werden müssen. Dies führt zu steigenden Preisen und 
entfaltet damit gesamtvolkswirtschaftlich negative Effekte, die bislang nicht 
ausreichend berücksichtigt werden. Für die Presse ist mit Kostensteigerungen im 
zweistelligen Millionenbereich zu rechnen. Angesichts der – der Bundesregierung 
bekannten – Situation in der Branche und insbesondere in der Finanzierung der 
Zustellung, bedeutet jede Kostensteigerung einen existenziellen Eingriff in die 
Erhaltbarkeit der Presse für alle Menschen in Deutschland. Das Risiko von 
„Pressewüsten“ mit allen negativen Auswirkungen für Gesellschaft, Wirtschaft und 
demokratische Strukturen vor Ort wird damit real. 

Widerspruch zur Funktion des Pauschalbeitrags 

Der pauschale Krankenversicherungsbeitrag bei Minijobs ist als vereinfachter 
Solidarbeitrag konzipiert, nicht als vollwertiger Versicherungsbeitrag. Minijobber 
erwerben hierdurch keinen eigenen Leistungsanspruch in der gesetzlichen 
Krankenversicherung. Eine Anhebung auf das Niveau des regulären Beitragssatzes 
unterläuft diese Systematik fundamental. 



Asymmetrie der Belastungsverteilung 

Während in regulären Beschäftigungsverhältnissen Arbeitgeber und Arbeitnehmer die 
Beiträge paritätisch tragen, liegt die Last bei Minijobs vollständig beim Arbeitgeber. 
Eine Anhebung auf mehr als 17 % verschärft diese strukturelle Schieflage erheblich. 

Verstoß gegen das der GKV innewohnende Strukturprinzip 

Die vollständige Beitragslast des Arbeitgebers widerspricht dem Grundprinzip der 
solidarischen Lastenteilung in der gesetzlichen Krankenversicherung. Es entsteht ein 
Sonderregime innerhalb desselben Systems, das ordnungspolitisch nicht konsistent ist. 

Arbeitsmarktpolitische Risiken 

Minijobs erfüllen wichtige Funktionen am Arbeitsmarkt: 

 Einstiegsmöglichkeiten für Langzeitarbeitslose und Geringqualifizierte 

 Flexible Hinzuverdienstmöglichkeiten für Rentner, Studierende und pflegende 
Angehörige 

 Abbildung von Tätigkeiten mit naturgemäß geringem Stundenumfang 

Eine deutliche Verteuerung dieser Beschäftigungsform gefährdet diese Funktionen. Es 
besteht die Gefahr, dass Beschäftigungsmöglichkeiten wegfallen. Auch weitere gute 
Gründe für die 1977 erfolgte Einführung der Option von Minijobs würden unterlaufen. 

Verhältnismäßigkeit und Vertrauensschutz 

Die geplante Beitragserhöhung entspricht einer Steigerung um nahezu 30 % in kurzer 
Zeit. Unternehmen haben ihre Personalstruktur und Kostenkalkulationen auf Basis der 
bestehenden Rechtslage aufgebaut. Eine derart sprunghafte Anpassung greift in 
berechtigte Vertrauenspositionen ein. 

Besondere Betroffenheit der Pressezustellung 

Im Bereich der Pressezustellung wirken sich steigende Arbeitskosten unmittelbar auf 
die Finanzierbarkeit der Zustellstrukturen aus. Bereits in den vergangenen Jahren sind 
durch gesetzgeberische Maßnahmen Personal- und Bürokratiekosten in diesem 
Bereich erheblich gestiegen. 

Eine weitere Kostensteigerung durch die geplante Beitragserhöhung verschärft den 
wirtschaftlichen Druck massiv. Dies hat unmittelbare Auswirkungen auf die 
Aufrechterhaltung einer flächendeckenden Zustellung, und damit auf eine 
Infrastruktur, die verfassungsrechtlich besonders geschützt ist und für die 
demokratische Grundversorgung unverzichtbar bleibt. 



Fazit  

Die geplante Anhebung des pauschalen Krankenversicherungsbeitrags für geringfügig 
Beschäftigte ist 

 systemfremd, 

 beschäftigungspolitisch riskant und 

 ordnungspolitisch fragwürdig. 

Sie belastet einseitig die Arbeitgeber, ohne dass dem ein entsprechender 
Leistungsanspruch der Beschäftigten gegenübersteht.  

Im Bereich der Pressezustellung hat sie darüber hinaus eine erweiterte 
verfassungsrechtliche Dimension, da sie die wirtschaftliche Grundlage einer zentralen 
demokratischen Infrastruktur beeinträchtigt. 

Der BDZV und der MVFP fordern daher einen Verzicht auf die geplante Anhebung 
in der derzeit vorgesehenen Form und eine Berücksichtigung 
branchenspezifischer und verfassungsrechtlicher Besonderheiten, insbesondere 
der Pressezustellung. 

Die Stabilisierung der Krankenversicherungsfinanzen ist ein legitimes politisches Ziel. 
Sie darf jedoch nicht zu Lasten von Beschäftigungsformen gehen, die für viele 
Menschen unverzichtbar sind – und erst recht nicht zu Lasten einer Infrastruktur, die 
für das Funktionieren unserer Demokratie von zentraler Bedeutung ist. 

Abschließender Hinweis:  

Aufgrund des eingangs Gesagten kann dies nur eine sehr kursorische Stellungnahme 
sein, die wir zu einem späteren Zeitpunkt eventuell noch ergänzen. Wir stimmen daher 
einer Veröffentlichung auf der Webseite des Bundesministeriums der Gesundheit nicht 
zu. 

Ansprechperson ist Helmut Verdenhalven (Tel. 030/726298-203 – 
verdenhalven@bdzv.de) 

 


